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1 Nach dem der bisherigen Verwaltungsauffassung zugrunde liegenden BFH-Urteil vom 

8. Januar 1975 (BStBl II S. 437) ist eine Pensionszusage, die eine Personengesellschaft ihrem 
Gesellschafter-Geschäftsführer erteilt, als Gewinnverteilungsabrede zwischen den Gesell-
schaftern anzusehen, die den Gewinn der Gesellschaft nicht beeinflussen darf und dement-
sprechend auch nicht zur Rückstellungsbildung für die künftigen Pensionsleistungen berech-
tigt. Demgegenüber hat der BFH im Urteil vom 2. Dezember 1997 - VIII R 15/96 - (BStBl 
2008 II S. …) entschieden, eine derartige Pensionszusage führe bei der Gesellschaft zu einer 
zu passivierenden Verpflichtung, der auf der Gesellschafterebene eine korrespondierende 
Forderung gegenüberstehe. Das Urteil lässt offen, ob diese Forderung in einer Sonderbilanz 
nur bei dem durch die Zusage begünstigten Gesellschafter oder anteilig bei allen Gesell-
schaftern erfasst werden muss. 

 
Inzwischen hat der BFH mit Urteilen vom 14. Februar 2006 - VIII R 40/03 - (BStBl 2008 II 
S. …) und vom 30. März 2006 - IV R 25/04 - (BStBl 2008 II S. …) entschieden, dass der zur 
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begünstigten Gesellschafters zu aktivieren ist. In seinem Urteil vom 30. März 2006 
- IV R 25/04 - (BStBl 2008 II S. …) hat der BFH außerdem festgelegt, dass diese Rechtspre-
chung auch auf bereits vorher bestehende Pensionszusagen anzuwenden ist. Dies bedeutet, 
dass in solchen Fällen im ersten Jahr, dessen Veranlagung verfahrensrechtlich noch geändert 
werden kann, in der Sonderbilanz des begünstigten Gesellschafters die bisher nicht aktivierte 
Zuführung zur Pensionsrückstellung gewinnerhöhend nachzuholen ist. 

 
2 Unter Berücksichtigung der Grundsätze dieser BFH-Urteile gilt zur künftigen bilanzsteuer-

rechtlichen Behandlung von Pensionszusagen einer Personengesellschaft an einen Gesell-
schafter und dessen Hinterbliebene im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder Folgendes: 

 
I. Pensionszusagen an einen Gesellschafter unmittelbar durch die Gesellschaft 

 
 1. Gesellschaftsebene 
 
3 Die Gesellschaft hat für die sich aus der Pensionszusage ergebende Verpflichtung in der 

Gesellschaftsbilanz nach Maßgabe des § 6a EStG eine Pensionsrückstellung zu bilden; zum 
Passivierungswahlrecht bei laufenden Pensionen und Anwartschaften auf Pensionen, die vor 
dem 1. Januar 1987 rechtsverbindlich zugesagt worden sind (Altzusagen), vgl. R 6a Abs. 1 
Satz 3 EStR 2005. 

 
4 Für die Zeit nach vertraglich vorgesehenem Eintritt des Versorgungsfalls sind unter Beach-

tung der Grundsätze in R 6a Abs. 22 EStR 2005 laufende Pensionsleistungen auf der Gesell-
schaftsebene als Betriebsausgaben abziehbar und ist die gebildete Pensionsrückstellung antei-
lig gewinnerhöhend aufzulösen. Entfällt die Verpflichtung und ist die Rückstellung deshalb in 
vollem Umfang aufzulösen (z.B. im Falle des Todes des Gesellschafters ohne Hinterbliebe-
nenversorgung), entsteht auf Gesellschaftsebene ein außerordentlicher, allen Gesellschaftern 
zugute kommender Ertrag. Zur Auflösung der Pensionsrückstellungen allgemein vgl. R 6a 
Abs. 21 EStR 2005. 

 
2. Gesellschafterebene 

 
5 Der aus der Zusage begünstigte Gesellschafter hat gemäß § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG in 

seiner Sonderbilanz eine Forderung auf künftige Pensionsleistungen zu aktivieren, die der 
Höhe der bei der Gesellschaft passivierten Pensionsverpflichtung entspricht (korrespondie-
rende Bilanzierung); bei den nicht begünstigten Gesellschaftern sind keine Ansprüche zu ak-
tivieren. Ist die Pensionszusage bereits vor Beginn des Wirtschaftsjahres, das nach dem 
31. Dezember 2007 endet, erteilt worden (Altzusage), kann der begünstigte Gesellschafter in 
den Fällen, in denen die Pensionszusage bisher entweder als steuerlich unbeachtliche Gewinn-
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Gesellschaftsbilanz erfolgt ist, aber die hierdurch entstehende Gewinnminderung durch eine 
anteilige Aktivierung in den Sonderbilanzen aller Gesellschafter neutralisiert worden ist, aus 
Billigkeitsgründen eine Rücklage in Höhe von 14/15 des aus der erstmaligen Anwendung die-
ses Schreibens entstehenden Gewinns (Ertrag aus der erstmaligen Aktivierung des Pensions-
anspruchs in der Sonderbilanz und anteiliger Aufwand aus der erstmaligen Passivierung aller 
Pensionsrückstellungen in der Gesamthandsbilanz oder Ertrag aus der Differenz zwischen 
dem bisher aktivierten anteiligen Anspruch und dem nunmehr zu aktivierenden vollen An-
spruch) bilden, die in den nachfolgenden vierzehn Wirtschaftsjahren zu mindestens je einem 
vierzehntel gewinnerhöhend aufzulösen ist. Die Rücklage darf nur gebildet werden, soweit 
aufgrund der erstmaligen Anwendung dieses Schreibens insgesamt - also unter anteiliger Be-
rücksichtigung aller in der Gesamthandsbilanz zu passivierenden Rückstellungen - ein Ge-
winn beim begünstigten Gesellschafter verbleibt. 

 
Beispiel: 
 
A und B sind als Mitunternehmer an einer Personengesellschaft zu je 50 % beteiligt. Beide 
Mitunternehmer haben eine Pensionszusage erhalten, und zwar beträgt der 
 
Wert für A am Bilanzstichtag  80 
Wert für B am Bilanzstichtag (wegen längerer Zugehörigkeit zur Gesellschaft)  100. 
 
Für die Rücklagenbildung ist bei jedem Gesellschafter nicht nur die anteilige Passivierung 
„seiner“ Pensionsrückstellung zu berücksichtigen, sondern die anteilige Passivierung aller 
Pensionsrückstellungen. Also ergibt sich für A kein rücklagefähiger Gewinn, sondern viel-
mehr ein Verlust von 10 (Aktivierung 80 ./. ½ von 180 = ./. 10). Bei B ergibt sich hingegen 
ein rücklagefähiger Gewinn von 10 (Aktivierung 100 ./. ½ von 180 = 10). 
 
Die Rücklage in der Sonderbilanz des begünstigten Gesellschafters ist nur für Zwecke der 
Einkommensteuer zu berücksichtigen. Die Rücklage kann außerdem nur in Anspruch ge-
nommen werden, wenn von der Gesellschaft für Altzusagen die Grundsätze dieses Schreibens 
ab dem Erstjahr (das ist das Wirtschaftsjahr, das nach dem 31. Dezember 2007 endet - siehe 
RdNr. 10 -, in den Fällen der RdNr. 11 das entsprechende Vorjahr) angewendet werden. Wird 
also zunächst ein Antrag nach RdNr. 20 dieses Schreibens gestellt, für Altzusagen weiterhin 
nach der bisherigen Rechtslage zu verfahren und wird ein solcher Antrag später wieder zu-
rückgenommen, kann die Rücklage nicht in Anspruch genommen werden. Die Rücklage ist 
bereits vor Ablauf des Fünfzehnjahreszeitraums aufzulösen, wenn der Pensionsanspruch weg-
fällt. 
 
Entsprechendes gilt, wenn in der Vergangenheit in der Gesamthandsbilanz eine Pensionsrück-
stellung gebildet worden ist, die Zuführungen zur Rückstellung jedoch durch außerbilanzielle 
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bei dem Gesellschafter, bei dem sie vorgenommen worden sind, im Jahr der erstmaligen An-
wendung dieses Schreibens als Aufwand zu berücksichtigen. Beim begünstigten Gesellschaf-
ter ist zusätzlich der Ertrag aus der erstmaligen Aktivierung des Pensionsanspruchs in der 
Sonderbilanz gewinnerhöhend zu erfassen. Der Saldo aus Gewinnerhöhung und Aufwandsbe-
rücksichtigung kann beim begünstigten Gesellschafter in eine Rücklage eingestellt werden; 
RdNr. 5 Satz 2 ff. sind hier entsprechend anzuwenden. 

 
6 Laufende Pensionsleistungen sind als Sonderbetriebseinnahmen beim begünstigten Gesell-

schafter zu erfassen. Entsprechend den unterschiedlichen Rechtsgrundlagen ist zwischen Pen-
sionsleistungen, die an noch beteiligte Gesellschafter gezahlt werden (§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
EStG), und Pensionsleistungen an ehemalige Gesellschafter (§ 15 Abs. 1 Satz 2 EStG) zu un-
terscheiden: 

 
a) Pensionsleistungen an noch beteiligte Gesellschafter 

 
7 Die Pensionsleistungen sind nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG als Sonderbetriebseinnahmen 

beim begünstigten Gesellschafter zu erfassen. Aufgrund der korrespondierenden Bilanzierung 
ist die in der Sonderbilanz aktivierte Forderung (RdNr. 5) entsprechend der gewinnerhöhen-
den Auflösung der Pensionsrückstellung in der Gesellschaftsbilanz (RdNr. 4) gewinnmin-
dernd aufzulösen. 

 
b) Pensionsleistungen an ehemalige Gesellschafter 

 
8 Der ehemalige Gesellschafter ist mit den nachträglichen Einkünften in die gesonderte und ein-

heitliche Feststellung für die Gesellschaft einzubeziehen; laufende Pensionsleistungen sind 
nach § 15 Abs. 1 Satz 2 EStG als Sonderbetriebseinnahmen dieses Gesellschafters zu erfas-
sen. 

 
Die aufgrund der Pensionszusage ausgewiesene Forderung bleibt nach § 15 Abs. 1 Satz 2 
EStG nach dem Ausscheiden des Gesellschafters Sonderbetriebsvermögen dieses Gesell-
schafters. Die Forderung ist entsprechend der gewinnerhöhenden Auflösung der Pensions-
rückstellung in der Gesamthandsbilanz gewinnmindernd aufzulösen. 
 
c) Wegfall des Pensionsanspruches 

 
9 Bei Wegfall des Pensionsanspruches (z.B. durch Tod des Gesellschafters ohne Hinter-

bliebenenversorgung) entsteht durch die Ausbuchung der Forderung ein außerordentlicher 
Aufwand, der zu Sonderbetriebsausgaben beim betreffenden Gesellschafter führt. Eine noch 
bestehende Rücklage nach RdNr. 5 ist gewinnerhöhend aufzulösen. 
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10 Die Regelungen in den RdNrn. 3 bis 9 sind erstmals in der Schlussbilanz des Wirtschaftsjah-

res anzuwenden, das nach dem 31. Dezember 2007 endet. 
 
11 Die Regelungen in RdNrn. 3 bis 9 können auch bereits für Wirtschaftsjahre noch offener Ver-

anlagungszeiträume der Vorjahre angewendet werden, wenn die Gesellschafter der Personen-
gesellschaft dies einvernehmlich gegenüber dem für die Gesellschaft örtlich zuständigen Fi-
nanzamt schriftlich und unwiderruflich erklären und die bisher vorgelegten Bilanzen (Gesell-
schaftsbilanzen und Sonderbilanzen) entsprechend berichtigen. 

 
 II. Pensionszusage an einen Gesellschafter durch die Komplementär-GmbH einer 

 GmbH & Co. KG 
 
 1. Gesellschaftsebene 
 
12 Durch die von der Komplementär-GmbH gewährte Pensionszusage wird die Gesamthandsbi-

lanz der GmbH & Co. KG nicht berührt. 
 

2. Komplementärebene 
 
13 Die Komplementär-GmbH hat für die sich aus der Zusage ergebende Verpflichtung in ihrer 

Steuerbilanz nach Maßgabe des § 6a EStG eine Pensionsrückstellung zu bilden; die übrigen in 
RdNrn. 3 und 4 aufgeführten Grundsätze gelten entsprechend. Der Rückstellungsaufwand 
stellt für die Komplementär-GmbH eine Sonderbetriebsausgabe im Rahmen der Gewinner-
mittlung für die Personengesellschaft dar (§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG). 

 
3. Kommanditistenebene 
 

14 Für den aus der Zusage (noch beteiligten oder ehemaligen) begünstigten Gesellschafter sind 
die Grundsätze in RdNr. 5 Satz 1 und in RdNrn. 6 bis 9 entsprechend anzuwenden. Die Billig-
keitsregelung der RdNr. 5 Satz 2 ff. ist hier nicht anzuwenden, weil diese Fallgestaltung be-
reits dem BFH-Urteil vom 16. Dezember 1992 (BStBl 1993 II S. 792) zugrunde lag. 

  
III. Pensionszusage im Rahmen einer doppelstöckigen Personengesellschaft 
 

15 Nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 EStG steht der mittelbar über eine oder mehrere Per-
sonengesellschaften beteiligte Gesellschafter dem unmittelbar beteiligten Gesellschafter 
gleich. Für Pensionszusagen, die ein Gesellschafter von der Gesellschaft erhält, an der er 
mittelbar beteiligt ist, sind die Grundsätze der RdNrn. 3 bis 11 entsprechend anzuwenden. Er-
hält der Gesellschafter die Zusage von der Komplementär-GmbH der Gesellschaft, an der er 
mittelbar beteiligt ist, sind die Grundsätze der RdNrn. 12 bis 14 entsprechend anzuwenden. 
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16 Dem steht § 52 Abs. 18 Satz 2 EStG i.d.F. des StÄndG 1992 vom 25. Februar 1992 (BGBl. I 
S. 297; BStBl I S. 146) nicht entgegen. Diese Vorschrift betraf die Auflösung von Pensions-
rückstellungen in der ersten Schlussbilanz nach Einfügung des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 
EStG (doppelstöckige Personengesellschaft) in das Einkommensteuergesetz und galt damit 
nur für das erste Wirtschaftsjahr, das nach dem 31. Dezember 1991 endete. 

 
 IV. Pensionszusage an Hinterbliebene eines Gesellschafters 

 
17 Pensionszusagen an Hinterbliebene eines Gesellschafters (Witwen-/Witwerversorgung oder 

Waisenversorgung) sind vor Eintritt des Versorgungsfalls unselbständiger Bestandteil der 
Pensionszusage an den Gesellschafter; die insoweit bestehenden Verpflichtungen sind im 
Rahmen der Bewertung des Pensionsanspruchs und der Pensionsverpflichtung zu berücksich-
tigen. Auf die Ausführungen unter RdNrn. 3 bis 16 wird verwiesen. Wird nach dem Tod des 
Gesellschafters der Hinterbliebene Gesellschafter, so führt er den Wert in seiner Sonderbilanz 
fort. Andere Hinterbliebene sind mit ihren nachträglichen Einkünften als Rechtsnachfolger 
des Gesellschafters nach § 15 Abs. 1 Satz 2 und § 24 Nr. 2 EStG in die gesonderte und ein-
heitliche Gewinnfeststellung für die Gesellschaft einzubeziehen (BFH-Beschluss vom 
25. Januar 1994, BStBl II S. 455); RdNr. 8 Satz 1 zweiter Halbsatz gilt entsprechend. Die 
Forderung des begünstigten Gesellschafters ist in dessen Sonderbilanz an den Wert anzupas-
sen, der bei dem Hinterbliebenen anzusetzen ist. Der Hinterbliebene führt dann als Rechts-
nachfolger die Sonderbilanz des Gesellschafters gemäß § 15 Abs. 1 Satz 2 EStG fort. War im 
Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung der Grundsätze dieses Schreibens der Versorgungsfall 
für den Hinterbliebenen bereits eingetreten, ist hinsichtlich des Gewinns aus der erstmaligen 
Aktivierung des (restlichen) Pensionsanspruchs die Billigkeitsregelung in RdNr. 5 entsprech-
end anzuwenden. 

 
18 Mit Urteil vom 2. Dezember 1997 - VIII R 42/96 - (BStBl II 2008 S. …) hat der BFH entge-

gen der Auffassung im BMF-Schreiben vom 10. März 1992 (BStBl I S. 190) entschieden, 
dass eine bis einschließlich 31. Dezember 1985 in den Steuerbilanzen einer Personengesell-
schaft gebildete Rückstellung wegen Versorgungsleistungen an eine Gesellschafter-Witwe in 
der Bilanz zum 31. Dezember 1986 nicht gewinnerhöhend aufzulösen ist und eine Aktivie-
rung des Versorgungsanspruchs in einer Sonderbilanz der Witwe zum 31. Dezember 1986 
nicht gefordert werden kann. Die Grundsätze dieses BFH-Urteils sind in allen noch offenen 
Fällen anzuwenden; an der entgegenstehenden Auffassung in den BMF-Schreiben vom 
16. Juli 1986 (BStBl I S. 359) und vom 10. März 1992 (BStBl I S. 190) wird nicht mehr fest-
gehalten. 

 
V. Rückdeckungsversicherung 
 

19 Hat die Personengesellschaft eine Pensionszusage an einen Gesellschafter und dessen Hinter-
bliebene durch den Abschluss eines Versicherungsvertrags rückgedeckt, gehört der der Perso-
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triebsvermögen der Gesellschaft. Die Prämien für die Rückdeckungsversicherung stellen 
keine Betriebsausgaben dar. Sie sind Entnahmen, die allen Gesellschaftern nach Maßgabe ih-
rer Beteiligung zuzurechnen sind (BFH-Urteil vom 28. Juni 2001 - BStBl 2002 II S. 724). 

 
VI. Allgemeine Übergangsregelung betreffend die Behandlung von sog. Altzusagen 

 
20 Die jeweilige Gesellschaft kann auf Antrag für Altzusagen (siehe RdNr. 5) auch für Wirt-

schaftsjahre, die nach dem 31. Dezember 2007 enden, die Pensionszusage als steuerlich unbe-
achtliche Gewinnverteilungsabrede behandeln oder aber bei Passivierung der Pensionsver-
pflichtung in der Gesamthandsbilanz die anteilige Aktivierung der Ansprüche in den Sonder-
bilanzen aller Gesellschafter vornehmen, wenn die betreffende Gesellschaft bisher kontinu-
ierlich in dieser Weise verfahren ist und die Gesellschafter der betreffenden Personengesell-
schaft dies übereinstimmend gegenüber dem für die Gesellschaft örtlich zuständigen Finanz-
amt schriftlich erklären. In diesem Fall kann für Altzusagen die bisherige Behandlung zeitlich 
unbeschränkt fortgeführt werden. Der Antrag kann nur im Einvernehmen aller Gesellschafter 
zurückgenommen werden; eine Rücknahme des Antrags wirkt nur für die Zukunft. 
 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 
 
Im Auftrag 
Christmann 


